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Florian Streibl (FW): Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen! Der vorliegende Haushalt für 

die Justiz enthält viele Punkte, die endlich in Angriff genommen werden. Somit könnte er unter dem Motto stehen: 

Am Abend wird der Faule fleißig; denn seit Jahren wurde auf die Missstände hingewiesen. Jetzt wird das 

ausgeglichen, was vorher weggenommen wurde. Aber im Grunde muss hier noch weiter nachgebessert werden. 

Es handelt sich um den Versuch, Versäumtes nachzuholen und die Festlegungen des Koalitionsvertrags 

einzulösen, vielleicht auch übereinzulösen; aber das ist gut. Auf diesem Weg muss jedoch noch viel weiter 

gegangen werden. Die bayerische Justiz verfügt über hervorragende und hoch motivierte Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter. Es ist eine leistungsfähige Justiz. Deswegen ist die mangelhafte Finanzierung in den letzten Jahren 

nicht besonders aufgefallen; denn sie wurde durch den enormen Personaleinsatz und die hohe Motivation der 

Mitarbeiter wettgemacht. Daher ist diesem Personal für den Dienst zu danken, den es für die Justiz und damit für 

die Gesellschaft in Bayern geleistet hat. 
 

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN) 

 

Die jüngst durchgeführte Evaluation der bayerischen Justiz zeigt eines auf, was immer wieder kritisiert wird, 

nämlich die mangelnde Schnelligkeit. Damit soll nicht gesagt werden, dass ein schneller Prozess unbedingt ein 

guter Prozess sei. Ein guter Prozess muss in seinen Einzelheiten gesehen werden, egal, ob Straf- oder 

Zivilprozess. Man muss sich auch die Ruhe nehmen, um einen Prozess qualitativ hochwertig durchzuführen. Wenn 

sich jedoch durch Personalmangel Prozesse hinziehen oder verschleppt werden, macht es sich letztlich auch an 

der Qualität bemerkbar. Nichts ist schlimmer als ein Verfahren, das sich über Jahre hinzieht, wobei es auch 

Richterwechsel gibt. Da kann man von hängen gebliebenen Verfahren reden. Einer solchen Entwicklung kann man 

entgegenwirken, indem man genug Personal schafft. Dazu gehört, dass die Sachmittelausstattung wie die 

Personalausstattung vorhanden ist. Weiter wollen wir der Ausdünnung der Justiz in der Fläche entgegenwirken. Es 

gibt noch elf amtsgerichtliche Zweigstellen, die für eine Rechtsprechung vor Ort noch notwendig sind. Diese sollte 

man auf jeden Fall erhalten, statt die Ausdünnung fortzusetzen; denn es handelt sich um einen Dienst an den 

Bürgerinnen und Bürgern, wenn sie ihre Rechtsprechung möglichst wohnortnah bekommen, also in einer 

Umgebung, die sie kennen und wo sie auch Vertrauen aufbringen können. Des Weiteren darf die Justiz nicht − 

obwohl manchmal der gegenteilige Eindruck entsteht − als Teil der Staatsverwaltung gesehen werden. Die Justiz 

ist die dritte Säule, die dritte Gewalt im Staat. Sie muss uns auch etwas kosten dürfen. Im Haushalt ist das gerade 

mit 4,3 % berücksichtigt, die auf die Justiz entfallen. Betrachten wir aber einmal gesondert die ordentliche 

Gerichtsbarkeit. Diese finanziert sich selber mit ungefähr 75 %. Von daher kann man sagen: Man müsste für die 

Justiz noch mehr Mittel einstellen, damit sie ihre Unabhängigkeit besser bewahren und noch unabhängiger 

arbeiten kann. Ich halte es für verfehlt, wenn man die Kosten der Justiz mit einer Pizza oder einer Maß Bier 

vergleicht. Ein solcher Vergleich ist der Justiz unangemessen. Man darf die Justiz nicht auf so etwas reduzieren. 

Wir sprechen immerhin von der dritten Gewalt im Staat. 

 

(Dr. Andreas Fischer (FDP): Es sind Vergleiche! - Petra Guttenberger (CSU): Es ist durchaus interessant! - Zurufe 

von der CSU) 

 

Bei den Gerichtsvollziehern und Gerichtsvollzieherinnen besteht ein gewisser Ernennungsstau. Ungefähr 78 

Beamtinnen und Beamte, die eine Prüfung abgelegt und somit die Qualifikation haben, werden aber aus 

Kostengründen nicht gleich übernommen, sondern müssen jetzt sieben oder acht Jahre auf ihre Ernennung 

warten. Hier muss gegengesteuert werden. Des Weiteren ist der Strafvollzug zu nennen. Die Resozialisierung ist 

eine der wichtigsten Aufgaben des Strafvollzugs, um die Täter, die ihre Strafe verbüßt haben, wieder in die 

Gesellschaft einzugliedern. Es fehlen auch Bewährungshelfer, die die Strafgefangenen beim Übergang von der  
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Haftstrafe in die Freiheit begleiten und die die Menschen, die aus der Haft entlassen werden, davor bewahren, 

wieder in die alten Strickmuster zu verfallen. Ein Bewährungshelfer muss in Bayern ungefähr 85 Probanden 

betreuen. Das sind zu viele, um eine qualitativ hochwertige Arbeit zu leisten. Die Belastung ist gestiegen, und 

damit sind es auch das Rückfallrisiko und die Belastung für den Staat und für die Gesellschaft. Deshalb muss man 

mehr Bewährungshelfer einstellen. Zu nennen ist auch die Belastung im Strafvollzug. Hier fehlen immer noch 800 

Stellen. Das Untersuchungshaftvollzugsgesetz hat Mehrbelastungen mit sich gebracht. Um dieses Gesetz mit 

Leben zu erfüllen, benötigt man mehr Personal in den Justizhaftanstalten. Hierzu nenne ich zwei Zahlen: Allein im 

Jahr 2010 konnten die Bediensteten 36.500 Urlaubstage nicht einbringen. Bundesweit kommen auf einen 

Justizvollzugsangestellten 1,99 Strafgefangene; in Bayern sind es 2,46. Auch hier sind wir nicht unbedingt an der 

Spitze und können einiges nachbessern. Hinsichtlich der Gewährleistung der Sicherheit in den Justizgebäuden, 

hinsichtlich der Eingangskontrollen, wurde Gott sei Dank in letzter Zeit viel gemacht. Schade ist nur, dass erst das 

tragische Verbrechen in Dachau geschehen musste. Dazu fällt mir nur der Spruch von Demokrit ein, der sagte, der 

Einfältige werde klug nicht durch Worte, sondern durch Katastrophen. Diese Katastrophe hätte man verhindern 

können, wenn man zum Beispiel durch die Vorfälle in Landshut hellhörig geworden wäre. Meine Damen und 

Herren, dass nun kurzfristig private Sicherheitskräfte eingestellt werden, um die Sicherheit an den Justizstandorten 

zu gewährleisten, ist gut, aber das darf keine Dauerlösung sein. Vielmehr müssen auf Dauer unsere 

Vollzugsbeamten diese Aufgaben lösen können. Deswegen wollen wir, dass die privaten Sicherheitskräfte evaluiert 

werden und dass untersucht wird, welche Vorteile sie bringen und welche Gefahren bestehen, sodass man mit der 

Zeit überleiten kann. Außerdem fehlen ungefähr 185 Rechtspfleger in der bayerischen Justiz, die für den Ablauf 

und für die Strukturen in der Justiz absolut notwendig sind. Dies gilt umso mehr, als immer mehr Aufgaben auf die 

Rechtspfleger übertragen werden und sie mit ihrer qualitativ hochwertigen Arbeit auch weiterhin zum Rechtsfrieden 

in Bayern beitragen. Es wurde schon gesagt: Richter und Staatsanwälte fehlen auch. Nach der "PEBB§Y-Umfrage" 

vom 30. April dieses Jahres sind es 301 Richter und159 Staatsanwälte. Damit wir eine gute Justiz in Bayern 

haben, ist es notwendig, dass diese Stellen auf Dauer besetzt und die Lücken ausgefüllt werden. Unsere 

Bürgerinnen und Bürger haben einen Anspruch auf eine effektive, gerechte und gute Justiz. 

 

(Jürgen W. Heike (CSU): Die haben sie auch!) 

 

Diese müssen sie auch wohnortnah bekommen. Wenn Richter, Staatsanwälte und Angestellte in der Justiz 

überlastet sind, so ist dies nicht unbedingt ein Qualitätsmerkmal. Ich kann die Justiz nicht nur nach ökonomischen 

Gesichtspunkten betrachten, sondern ich muss sie unter den Gesichtspunkten betrachten, die für eine Gesellschaft 

notwendig sind. Das sind letztlich auch Gesichtspunkte der Gerechtigkeit. Die Einführung der neuen Techniken in 

der Justiz wie zum Beispiel der "E-Justice" muss ebenfalls vorangetrieben werden. Hierdurch können 

Arbeitsabläufe erleichtert werden. Eine große Herausforderung für die bayerische und deutsche Justiz ist auch das 

Programm, das unter dem Motto "Law − made in Germany" steht. Insoweit haben wir auch international den 

Auftrag, unser Justizsystem zu propagieren, um Standortvorteile für bayerische Unternehmen zu bekommen, die 

sich in diesem Rechtsrahmen sicherer bewegen können. Auch hierfür müsste wesentlich mehr getan werden, als 

bisher getan worden ist. Unsere Anträge haben wir zum Wohl der Justiz und zum Ausbau der Justiz gestellt. Sie 

sind abgelehnt worden, obwohl deren Annahme bitter notwendig wäre. Von daher können wir dem jetzt 

vorgelegten Haushalt nicht zustimmen. 

 

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN) 


